Es gilt das gesprochene Wort! 

Statement von MdL und Staatsminister a. D. Josef Miller anlässlich des EU-Projekttages am Vöhlin-Gymnasium am 06. Mai 2013 von 08.30 Uhr bis 10.00 Uhr in Memmingen. 
„Europa ist unsere Zukunft, sonst haben wir keine.“
Hans-Dietrich Genscher (*1927), dt. Politiker (FDP), in einem Interview mit dem FOCUS Magazin, Ausgabe Nr. 47, 2010.
„Wir müssen unserer Bevölkerung wieder und wieder erklären, dass die europäische Einigung und die gemeinsame Währung im deutschen Interesse sind“ 

Wolfgang Schäuble (*1942), dt. Finanzminister in einem Interview mit der Zeitung „Die Welt“ am 27.03.2010

Sehr geehrter Herr Oberstudiendirektor Burkhard Arnold,
verehrte Vertreter des Kollegiums,

liebe Schülerinnen und Schüler,
ich freue mich, heute – am bundesweiten EU-Projekttag – hier am Vöhlin-Gymnasium in Memmingen sein zu dürfen. So viel Europa war nie – das empfinden viele Menschen besonders in Deutschland derzeit auf ganz andere Weise, zum Beispiel beim Blick in die morgendlichen Zeitungen. Da begegnet uns Europa meistens verkürzt auf vier Buchstaben – Euro – oder als Krisenfall. 
Die Arbeitslosigkeit in der Euro-Zone hat einen Rekordstand erreicht. Im Februar waren rund 19 Millionen Menschen ohne Arbeit – so viele wie nie zuvor seit der Einführung des Euro im Jahr 2002. 

Besonders leiden die jungen Menschen im Süden Europas unter der Krise. In Griechenland hat inzwischen mehr als jeder zweite unter 25 Jahren keine Arbeit (59,10 Prozent). In Spanien liegt die Jugendarbeitslosigkeit bei 55,9 Prozent, in Italien bei 38,4 Prozent und in Portugal bei 38,3 Prozent.
Im Durchschnitt lag die Jugendarbeitslosigkeit in der Euro-Zone im März bei 24 Prozent. Am geringsten ist die Quote in Deutschland mit 5,90 Prozent. Spitze in Deutschland ist Bayern mit einer Arbeitslosenquote der 15- bis unter 25-Jährigen von 3,2 Prozent im April 2013 (Platz 1: Baden-Württemberg 3,0%, Schlusslicht Berlin 12,30 %).
Jeder Arbeitslose Jugendliche ist einer zu viel. Die Zahlen sind eine große Last und ein Risiko für den sozialen Frieden in Europa. 

Die EU in der Krise: Immer wieder ist von Gipfeldiplomatie die Rede und von Rettungspaketen. In einigen Mitgliedsstaaten fürchten die Menschen, dass sie zu Zahlmeistern der Krise werden. In anderen wächst die Angst vor immer schärferen Sparmaßnahmen und sozialem Abstieg. Geben und Nehmen, Verschulden und Haften, Verantwortung und Teilhabe scheinen vielen Bürgern nicht mehr richtig und gerecht sortiert in der Gemeinschaft der Europäer. Hinzu kommt ein Liste von Kritikpunkten, die schon seit langer Zeit zu hören sind: der Verdruss über die sogenannten Brüsseler Technokraten und ihre Regelungswut, die Klage über mangelnde Transparenz der Entscheidungen oder dem unübersichtlichen Netz von Institutionen. 

Unabhängig aller negativen aber auch positiven Entwicklungen ist eines völlig klar: Die Europäische Union greift in das tägliche Leben von uns allen ein und ist von daher auch für uns von unmittelbarer Bedeutung. Diese Erkenntnis ist die Voraussetzung für die Bereitschaft, sich überhaupt mit der Europäischen Union zu befassen. 
Es ist deshalb höchst erfreulich zu sehen, wie engagiert sich junge Menschen mit dem Thema Europäische Union auseinandersetzen. 
An Ihrer Schule wird das Thema Europa ganz groß geschrieben. Sie führen regelmäßig Schüleraustauschprogramme mit Ihren Partnerschulen aus Ungarn und Frankreich durch und zeigen so Weltoffenheit, interkulturelle Kompetenz und Interesse an europäischer Zusammenarbeit. Mit dem ungarischen Petöfi-Gymnasium konnte letzte Woche sogar ein Jubiläum gefeiert werden: 25 Jahre gemeinsames Schüleraustausch-Programm.
Bereits zum 22. Mal fand der Schüleraustausch zwischen dem Vöhlin-Gymnasium und dem „Centre Scolaire Aux Lazaristes“ aus Lyon statt. Außerdem pflegen Sie nachhaltige Kontakte mit der „St. Mary´s Academy“ in Carlow in Irland. Das ist gelebtes europäisches Miteinander!


So anziehend Europa auch ist – zu viele Bürger lässt die Europäische Union in einem Gefühl der Macht- und Einflusslosigkeit zurück. Die Krise hat mehr als nur eine ökonomische Dimension. Sie ist auch eine Krise des Vertrauens in das politische Projekt Europa. Bundespräsident Joachim Gauck hat in seiner europapolitischen Grundsatzrede am 22. Februar 2013 in Schloss Bellevue gesagt: „Wir ringen nicht nur um unsere Währung. Wir ringen auch mit uns selbst“. 

Und dennoch stehe ich heute als bekennender Europäer vor Ihnen und spüre das Bedürfnis, mich mit Ihnen gemeinsam noch einmal zu vergewissern, was Europa bedeutet und warum es für uns alle so wichtig ist. 
Für mich ist klar: Selbst wenn einzelne Rettungsmaßnahmen scheitern sollten, steht das europäische Gesamtprojekt nicht infrage. Seine Vorteile liegen bis jetzt deutlich auf der Hand: 
Heute leben rund 500 Millionen Menschen in Frieden, Freiheit und Sicherheit. Demokratie und Rechtsstaatlichkeit hatten auf unserem Kontinent noch nie so ein hohes Niveau. 
Die Europäische Union ist ein großartiges Friedensprojekt. Im Dezember 2012 hat die EU den Friedensnobelpreis erhalten. Der Laudator des Nobelkomitees, Thorbjørn Jagdland sagte in seiner Laudatio: „Was dieser Kontinent erreicht hat, ist wirklich fantastisch – aus einem Kontinent des Krieges ist ein Kontinent des Friedens geworden“. 

Und doch war und ist die EU mehr als „nur“ ein Garant für Frieden, Freiheit und Demokratie und auch mehr als ein gigantischer und gut funktionierender Binnenmarkt.


Sie ist auch eine Kultur- und Wertegemeinschaft mit einer  

gemeinsamen Tradition und Geschichte.


Das gemeinsame Europa ist eine geopolitische und realpolitische Notwendigkeit.

In der Globalisierung hat Europa nur dann Gewicht und Einfluss, wenn es mit einer Stimme spricht. Ein Nationalstaat alleine – auch ein großer wie Deutschland – geht im Konzert der global player unter.
Ein einfaches Zahlenbeispiel verdeutlicht unseren Handlungsbedarf: Nach dem 2. Weltkrieg lebten auf der Welt rund 2,5 Milliarden Erdenbürger. 500 Millionen, also ein Fünftel davon, waren Europäer. Die Zahl der Europäer ist ungefähr gleich geblieben, aber die Welt hat heute sieben Milliarden Einwohner. Damit hat Europa nur noch sieben Prozent der Weltbevölkerung. Ein europäischer Nationalstaat wie Deutschland alleine hat mit seinen rund 82 Millionen Einwohnern, das sind nur 1,2 Prozent der Weltbevölkerung, noch weit weniger Gewicht! Ein starkes Europa ist somit unumgänglich!

Wir brauchen mehr Europa, wenn es um die großen, globalen Fragen geht, denn die sind von einem Staat alleine nicht mehr zu lösen:
Wirtschafts- und Währungspolitik

Energieversorgungssicherheit

Klimaschutz 

Außen- und Sicherheitspolitik

internationaler Terrorismus
In der Globalisierung zählt Größe! Weltweit können wir unsere europäischen Perspektiven, Werte und Ziele gemeinsam wesentlich besser durchsetzen.

Wir in Deutschland und Bayern profitieren heute von der europäischen Einigung in besondere Maße. Der Export boomt und Bayerns Wirtschaft baut zu mehr als der Hälfte auf unseren internationalen Beziehungen auf. 

Die Menschen, nicht nur in Bayern, sondern in ganz Deutschland und Europa, profitieren Tag für Tag von der EU. Ich weiß, liebe Schülerinnen und Schüler, ihr habt euer erstes Taschengeld in Euro erhalten, ihr lernt mindestens zwei Fremdsprachen, ihr fahrt zu Klassenreisen ins Ausland und wenn ihr euren Schulabschluss habt, stehen euch Erasmus-Stipendien oder Berufsbildungsprogramme wie Leonardo zur Verfügung. 
Und ihr feiert miteinander: auf europäischen Musikfestivals, beim Public Viewing während einer Fußball-Europameisterschaft oder in den lebendigen Metropolen Europas wie London, Paris, Barcelona, München oder Berlin. Keine Generation vor euch hatte so erfreuliche Gelegenheiten, sagen zu können: Wir sind Europa! Und ihr erlebt tatsächlich „mehr Europa“, als alle, alle Generationen vor euch! Wir erleben Europa auch tagtäglich bei uns zu Hause, hier in Bayern. In Memmingen treffen wir Restaurantbesitzer aus Italien oder Griechenland, Krankenpflegerinnen aus Polen, Fußballspieler aus Portugal.

Europa ist gelebtes Miteinander, im Alltag wie auch zwischen den einzelnen Mitgliedsstaaten. 

Die Euro-Mitgliedsstaaten haben in den letzten Jahren schon viel erreicht und auf EU-Ebene ein ganzes Bündel an Maßnahmen zur Überwindung der Euro-Krise beschlossen: Dazu gehört etwa der Europäische Stabilitätsmechanismus ESM. Der Vertrag ist seit September 2012 in Kraft und soll überschuldete Mitgliedsstaaten der Eurozone durch Notkredite und Bürgschaften unterstützen, um deren Zahlungsunfähigkeit zu verhindern. Die Mitgliedsstaaten übernehmen dabei Bürgschaften für den ESM, daneben zahlen sie aber auch direkt Kapital in den ESM ein.
Der Europäische Fiskalpakt ist am 01.01.2013 in Kraft getreten. Alle EU-Mitgliedsstaaten außer Großbritannien und die Tschechische Republik sind Vertragspartner. Inhalt des Fiskalpakts ist, dass der Staatshaushalt annähernd ausgeglichen sein muss, diese Regelung muss auch in den nationalen Verfassungen der Teilnehmerländer enthalten sein und einen automatischen Korrekturmechanismus beinhalten. Zudem verpflichten sich die Mitgliedsstaaten zur Verringerung ihrer Schulden. 
Durch eine neue Kapitalanforderungsrichtlinie (CRD IV zur Umsetzung der Basel III-Vorgaben) gelten für Banken deutlich höhere Eigenkapitalanforderungen. Dadurch können sie Kreditausfälle leichter tragen und werden insgesamt stabiler. Die Boni von Bankmanagern werden beschränkt, um weniger Anreize für das Eingehen übergroßer Risiken am Kapitalmarkt zu setzen.

Die sogenannte „Bankenunion I“ ist ein einheitlicher Überwachungsmechanismus für die europäischen Banken nach einheitlichen Kriterien und wird im Mai im Plenum verabschiedet. Die EZB überwacht die großen, systemrelevanten Institute, die nationalen Aufsichtsbehörden befassen sich weiterhin mit den nicht systemrelevanten, kleineren Banken. 

Bis zum Sommer soll die Richtlinie zur Einführung eines Rahmens zur Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten („Bankenunion II“) im Plenum verabschiedet werden. In Schieflage geratene Banken sollen künftig nicht mehr mit Steuergeld gerettet werden müssen, die zuständigen Behörden bekommen Eingriffsbefugnisse, um bei einer sich androhenden Schieflage einer Bank korrigierend eingreifen zu können. Banken müssen schon in guten Zeiten Sanierungs- und Abwicklungspläne ausarbeiten und regelmäßig aktualisieren und in einen Fonds einzahlen, aus dem Maßnahmen zur geordneten Abwicklung einer Bank bezahlt werden. 

Wir haben für eine solide Haushaltsführung nun verbesserte, verbindlichere Instrumente in der Eurozone. Wir haben Solidaritätsmechanismen und wir haben, was die Bankenaufsicht anbelangt, erhebliche Fortschritte gemacht. 
Klar ist aber auch: Jedes Mitglied der Eurozone muss in der Verantwortung für seine Schulden bleiben. Deswegen lehnen wir eine Vergemeinschaftung der Schulden durch Eurobonds oder Ähnliches ab. Bundeskanzlerin Angela Merkel hat dies im letzten Jahr mit der Aussage unterstrichen: „Keine Euro-Bonds, solange ich lebe“. 
Wir begrüßen die Selbstverpflichtung der Mitgliedsstaaten zu nationalen Schuldenbremsen. Wir in Bayern wollen bis 2030 unsere Schulden komplett abbauen. Bayern ist Stabilitätsanker und Vorbild in Europa! 

Solide Finanzen sind die Grundvoraussetzung für die Stabilität unserer Währung und für nachhaltiges Wirtschaftswachstum. Nur so schaffen wir Arbeitsplätze und Wohlstand. 
Europa hat heute noch etwa sieben Prozent der Weltbevölkerung. Europa wird, wenn das Wirtschaftswachstum wieder etwas in Gang kommt, vielleicht wieder knapp 25 Prozent des Weltinlandprodukts haben. Gleichzeitig hat Europa annähernd 50 Prozent der Sozialausgaben der Welt. Das heißt, wir können unseren Wohlstand wirklich nur dann halten, wenn wir innovativ sind und wenn wir uns an den Besten orientieren.
Wenn ich mich hier so umschaue, dann sehe ich hochmotivierte, intelligente und lernbereite Schülerinnen und Schüler, die alle großes Interesse an Europa zeigen.  Der Zukunft Europas blicke ich daher trotz der enormen Herausforderungen ausgesprochen positiv entgegen. 

Ich freue mich nun auf eine Diskussion all der europapolitischen Themen, die Ihnen auf den Nägeln brennen, und auf Ihre Fragen!
mit Europa
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